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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Das sogenannte Gendersternchen, eine relativ neue Form der gendergerechten
Rechtschreibung, die hauptsächlich in linken und feministischen Kreisen aktiv
vorangetrieben wurde, hat zum Ziel, Personen, die sich nicht dem dominanten binären
Geschlechtskonstrukt zuordnen, sichtbarer zu machen und sie aktiv einzubinden.
Beispielsweise wird aus Schweizer und Schweizerinnen ein Schweizer*innen. Die
Diskussion um politisch korrekte Sprache ist kein neues Phänomen, sondern seit den
1990er Jahren ein immer wiederkehrendes Thema. Der Linguist Thomas Nier betonte
jedoch gegenüber dem Tages-Anzeiger, dass sich die Anzahl und Heftigkeit der
Konflikte um diese Thematik immer mehr erhöhe. Im Sommer 2021 entbrannte eine
neue, teils sehr emotionale solche Debatte, als die Bundeskanzlei in einer Weisung im
Juni 2021 den Gebrauch des Gendersternchens oder anderer Typographien gleicher
Art, wie etwa den Genderdoppelpunkt (Schweizer:innen), in Bundesdokumenten oder
auch Initiativtexten explizit untersagte. Zwar verstehe die Bundeskanzlei, dass sich
Personen, die sich nicht dem binären Geschlechterkonstrukt zuordneten, nicht
genügend repräsentiert fühlten, aber bis jetzt habe die Deutsche Sprache noch keine
gangbare Variante zu ihrer Einbindung hervorgebracht. Das Sternchen könne zu
rechtlichen Problemen führen, da nicht genau definiert sei, wer alles darunter falle,
ausserdem sei es noch zu sehr an eine gesellschaftspolitische Haltung gebunden.
Jedoch anerkenne die Bundeskanzlei das Anliegen der betroffenen Personen und
werde weiter daran arbeiten, entsprechende Lösungen zu finden. Zudem werde der
Leitfaden für gendergerechte Sprache von 2009 bis Ende 2021 überarbeitet, darin
würden auch Empfehlungen für die Anschrift non-binärer Personen in Briefen
aufgenommen. Bis dahin sollen entweder die Paarform (z.B. Schweizerinnen und
Schweizer) oder geschlechtsabstrakte (z.B. versicherte Person) und geschlechtsneutrale
(z.B. Versicherte) Bezeichnungen verwendet werden. Das generische Maskulin (z.B.
Schweizer) wurde derweil explizit verboten.
Begrüsst wurde der Entscheid der Bundeskanzlei, auf das Gendersternchen zu
verzichten, vom Präsidenten des Schweizerischen Vereins für Deutsche Sprache, Jürg
Niederhauser. Für ihn sei das Anliegen zwar verständlich, aber er sehe nicht ein, wieso
die Repräsentationsfunktion der Sprache über alle anderen Funktionen gestellt werden
solle, wie etwa über die leichte Verständlichkeit und praktische Anwendung. Alecs
Recher, Präsident des Transgender Network Switzerland, fand den Entscheid hingegen
«schockierend, verletzend und widersprüchlich». Die Bundeskanzlei spreche zwar von
einem Diskriminierungsverbot für nicht-binäre Menschen, missachte dies aber mit der
Weisung selbst. Es sei die Aufgabe des Staates, nicht zu diskriminieren und die
Geschlechtergleichstellung proaktiv voranzutreiben – und da gehöre die Einbindung
und Sichtbarkeit von nicht-binären Personen in die Sprache eben auch dazu. 1
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1) Weisung der Bundeskanzlei vom 15.6.21; TA, 31.5.21; AZ, TA, 22.6.21
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